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Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI), Prof. Dr. Louisa Specht-Riemenschneider, hat der

Vodafone GmbH zwei Geldbußen in einer Gesamthöhe von 45 Mio. Euro auferlegt (vgl. BfDI, PM 6/2025 vom 3.6.2025). Durch

böswillig handelnde Mitarbeitende in Partneragenturen, die im Auftrag von Vodafone Verträge an Kunden vermitteln, war es

u. a. zu Betrugsfällen durch fingierte Verträge oder Vertragsänderungen zulasten von Kunden gekommen. Eine Geldbuße in Hö-

he von 15 Mio. Euro erging, weil die Vodafone GmbH für sie tätige Partneragenturen nicht im ausreichenden Umfang daten-

schutzrechtlich überprüft und überwacht hatte (Art. 28 Abs. 1 S. 1 DSGVO). Darüber hinaus habe die BfDI Vodafone aufgrund

eines Verstoßes gegen Art. 32 Abs. 1 DSGVO wegen festgestellter Schwachstellen in bestimmten Vertriebssystemen verwarnt.

Eineweitere Geldbuße in Höhe von 30 Mio. Eurowurdewegen Sicherheitsmängeln beim Authentifizierungsprozess bei der kom-

binierten Nutzung des Onlineportals „MeinVodafone“ mit der Vodafone Hotline verhangen. Die aufgedeckten Schwachstellen

der Authentifizierung ermöglichten u. a. den Abruf von eSIM-Profilen durch unbefugte Dritte. Die Vodafone GmbH habe ihre

Prozesse und Systeme inzwischen verbessert und teilweise sogar vollständig ersetzt, um solche Gefahren künftig auszuschlie-

ßen. Außerdem habe sie die Prozesse zur Auswahl und Auditierung von Partneragenturen überarbeitet und sich von Partnern

getrennt, bei denen Betrugsfälle festgestellt wurden. Die BfDI werde die praktische Wirksamkeit der von Vodafone ergriffenen

Maßnahmen in einer Folgekontrolle überprüfen. „Ich möchte hervorheben, dass Vodafone während der Dauer des gesamten

Verfahrens ununterbrochen und uneingeschränkt mit mir kooperiert und auch Umstände offengelegt hat, durch die sich das

Unternehmen selbst belastet hat“, betonte Specht-Riemenschneider. Die Geldbußen wurden akzeptiert und schon vollständig an

die Bundeskasse gezahlt. Im Falle der Vodafone GmbH habe das Unternehmen umgesteuert und Projekte der IT-Konsolidierung

sowie -Modernisierung priorisiert, die Bereiche Compliance und Datenschutz wurden gestärkt. So habe sich Vodafone zu einem

starken Datenschutz und digitalen Grundrechten bekannt und sehe sie als Grundlage für das Vertrauen der Kunden. Als Bekennt-

nis zur Bedeutung des Datenschutzes habe die Vodafone GmbH zudem eine Gesamtsumme in Höhe von mehreren Millionen

Euro an unterschiedliche Organisationen gespendet, die sich für die Förderung des Datenschutzes, der Medienkompetenz und

Digital Literacy sowie die Bekämpfung von Cybermobbing einsetzen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BVerfG: Unzulässige Verfassungsbeschwer-

de gegen Revisionsurteil in sog. Dieselver-

fahren

Mit am 27.5.20205 veröffentlichtem Beschluss

hat die 3. Kammer des Zweiten Senats des

BVerfG eine Verfassungsbeschwerde eines Auto-

herstellers nicht zur Entscheidung angenom-

men, die sich u. a. gegen ein Revisionsurteil des

VIa. Zivilsenats (Hilfssenat) des BGH in einem

sog. Dieselverfahren richtet.

In dem angegriffenen Urteil entschied der BGH

erstmals, dass eine deliktische Haftung der

Fahrzeughersteller wegen Verletzung von Rege-

lungen der EG-Fahrzeuggenehmigungsverord-

nung auf Ersatz des Differenzschadens in Be-

tracht kommt. Er verwies die Sache zur erneu-

ten Verhandlung und Entscheidung an das Be-

rufungsgericht zurück. Dieses folgte der

Rechtsauffassung des BGH, wies aber die Klage

wegen der vorzunehmenden Vorteilsausglei-

chung letztlich ab.

Die Verfassungsbeschwerde blieb ohne Erfolg.

Die Beschwerdeführerin hat weder eine unmit-

telbare und gegenwärtige Betroffenheit durch

das angegriffene Urteil noch die Möglichkeit ei-

ner Verletzung von Grundrechten oder grund-

rechtsgleichen Rechten, insbesondere im Hin-

blick auf die Einrichtung und die Besetzung des

Hilfssenats beim BGH, hinreichend dargelegt.

BVerfG, Beschluss vom 29.4.2025 –

2 BvR 1440/23
(BVerfG, PM Nr. 46/2025 vom 27.5.2025)

BGH: Apple

a) Mehrseitige Märkte im Sinn des § 18 Abs. 3a

GWB sind nicht nur Plattformen, auf denen Ge-

schäftsabschlüsse zwischen verschiedenen Nut-

zergruppen stattfinden oder vermittelt werden; es

genügt, dassdurchdie PlattformdieAufmerksam-

keit einer Nutzergruppe auf die andere gelenkt

oder eine Interaktion zwischen unterschiedli-

chen Nutzergruppen technisch ermöglicht wird.

b) Eine Tätigkeit „auf“ mehrseitigen Märkten

liegt bereits mit dem Betreiben einer Plattform

(insbesondere für digitale Leistungen) vor.

c) Ein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten

im Sinn des § 19a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 GWB setzt

voraus, dass das Unternehmen die tatsächliche

und rechtliche Möglichkeit hat, die Daten zu er-

heben und zu nutzen; das bloße Zugangspoten-

tial reicht nicht aus.

d) Das Kriterium des § 19a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1

GWB nimmt allein die Marktbeherrschung des

Unternehmens gemäß § 18 GWB auf einem oder

mehreren Märkten in den Blick.

BGH, Beschluss vom 18.3.2025 – KVB 61/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1345-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Keine Verletzung des Gesellschafters

in subjektivem Recht i. S. d. § 59 Abs. 1

FamFG durch Ablehnung der Löschung

der im Handelsregister eingetragenen

Auflösung der Gesellschaft

Der Gesellschafter wird durch die Ablehnung

der Löschung der im Handelsregister eingetra-

genen Auflösung der Gesellschaft nicht im Sinne

des § 59 Abs. 1 FamFG in einem subjektiven

Recht verletzt, selbst wenn die Eintragung nicht

der Beschlusslage der Gesellschaft entspricht.

BGH, Beschluss vom 7.5.2025 – II ZB 15/24
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1345-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH:Ausschließungsgrundgem.§ 6Abs. 1

Nr. 4BeurkGundAblehnungderAufnahme

einer vomNotar eingereichtenGesellschaf-

terliste

BeurkG § 6 Abs. 1 Nr. 4

Der Ausschließungsgrund liegt auch dann vor,

wenn ein Dritter an der Beurkundung beteiligt

ist, der von der Ehefrau des Notars als alleinige

Geschäftsführerin einer GmbH in deren Namen

bevollmächtigt wird, die GmbH bei der Beurkun-

dung von Willenserklärungen zu vertreten.

GmbHG § 40 Abs. 2 S. 1; HRV § 9 Abs. 1

Das Registergericht kann die Aufnahme einer

vom Notar eingereichten Gesellschafterliste ab-

lehnen, wenn es ohne weitere Ermittlungen si-

chere Kenntnis davon gewinnt, dass die mit ihr

bescheinigte Änderung in den Personen der Ge-

sellschafter nicht stattgefunden hat. Eine sichere

Kenntnis liegt nur vor, wenn diese in tatsächli-

cher und rechtlicher Hinsicht offensichtlich kei-

nem Zweifel unterliegt.

BGH, Beschluss vom 18.3.2025 – II ZB 11/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1345-3

unterwww.betriebs-berater.de
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